Verpflichtungserklärung für eine bestimmte Zeit

Ich gehöre der DLRG 



(Gliederung, die Träger der Einheit ist)

seit dem ____________ an und verpflichte mich gegenüber dieser Organisation zum Dienst im Katastrophenschutz auf mindestens 6 Jahre nach § 13 a Wehrpflichtgesetz (WPflG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) bzw. nach § 14 Zivildienstgesetz (ZDG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 31. Juli 2008 (BGBl. I S. 1629)

Unter Hinweis auf § 13 a Abs. 1 Wehrpflichtgesetz bzw. § 14 Abs. 1 Zivildienstgesetz bitte ich, diese Verpflichtungserklärung dem Landrat des Kreises Bergstraße zur Zustimmung vorzulegen.

Ich bin damit einverstanden, dass nachfolgende Daten für Zwecke des Katastrophenschutzes

elektronisch gespeichert werden.

Name:


Vorname:


geb. am:


Geburtsort:





Kreis:


Staatsangehörigkeit: 

Führerscheinklasse(n): 

Wohnhaft: 






(1. Wohnsitz: PLZ, Ort, ggf. Ortsteil, Straße, Haus-Nr.)

Tel. / Mobiltel: 

E-Mail:


Beruf (bitte zutreffendes eintragen):

ausgeübter Beruf: 




Arbeitgeber bzw. Schule: 





(Anschrift: Name, PLZ, Ort, Straße, Haus-Nr.)




Tel.- / Fax-Nr.: 

Bei Schülern und Studenten: beabsichtigte weitere Ausbildung bzw. Studiengang:




in 


(Ausbildung/ Studium) 


(Ausbildungsort/Studienort)

ERKLÄRUNG ZUR MITARBEIT IM KATASTROPHENSCHUTZ:

Mir ist bekannt, dass ich ab dem Tag der Abgabe der Verpflichtungserklärung zur regelmäßigen Mitarbeit im Katastrophenschutz verpflichtet bin. Die Nichterfüllung dieser Pflicht hat zur Folge, dass die Zustimmung zur Verpflichtungserklärung durch den Landrat des Kreises Bergstraße nicht erteilt werden kann.



, 
den 


(volle Unterschrift des Helfers)

(bei Minderjährigen Unterschrift d. Erziehungsberechtigten)

Stellungnahme der Basisorganisation

Die vorstehende Verpflichtung des 

wird hiermit angenommen.

Eintritt am: 
 in


Aktive Mitarbeit seit:



Ausbildung und Tätigkeit:



In welcher Einheit des Katastrophenschutzes soll der Helfer mitwirken?

Örtliche Gliederung:


, den








(Unterschrift des Leiters Einsatz / TL)


, den








(Unterschrift des Vorsitzenden)

Stellungnahme des Kreisverbandes / Bezirkes:

Die Verpflichtungserklärung wird zur Kenntnis genommen und befürwortet / nicht befürwortet:


, den








(Unterschrift des KatS-Beauftragten)

Dem Landrat des Kreises Bergstraße

II-10/2- Katastrophenschutz

Gräffstr 5

64646 Heppenheim

mit der Bitte um Kenntnisnahme und Entscheidung.



(Unterschrift)

Hinweis:

Wehrpflichtige, die

· einen Einberufungsbescheid oder eine schriftliche Vorankündigung zu einer bevorstehenden Einberufung oder einen Bereitstellungsbescheid erhalten haben,

oder

· als Reservisten der Personalreserve des Sanitätswesen, der elektronischen Kampfführung, der psychologischen Verteidigung, des Frontnachrichtendienstes oder des geophysikalischen Beratungsdienstes angehören,

können zur Mitarbeit im Katastrophenschutz nicht verpflichtet werden bzw. Ihre Verpflichtung

bedingt keine Freistellung vom Wehrdienst.

Merkblatt für die Verpflichtung zum Dienst im Katastrophenschutz

Gesetzliche Grundlagen

Für Wehrpflichtige gilt als gesetzliche Grundlage für die Dienstleistung im Katastrophenschutz § 13 a Wehrpflichtgesetz (WPflG):

· Wehrpflichtige, die sich vor Vollendung des 23. Lebensjahres mit Zustimmung der zuständigen Behörde auf mindestens 6 Jahre zum ehrenamtlichen Dienst als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz verpflichtet haben, werden nicht zum Wehrdienst herangezogen, solange sie als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz mitwirken.

· Der Bundesminister des Inneren oder das nach § 9 des Post- und Telekommunikations​sicher​stellungsgesetzes zuständige Bundesministerium der Verteidigung vereinbaren jeweils die Zahl, bis zu der eine solche Freistellung möglich ist, unter angemessener Berücksichtigung des Personalbedarfs der Bundeswehr, des Zivilschutzes und des Katastrophenschutzes.
Dabei kann auch nach Jahrgängen, beruflicher Tätigkeit und Ausbildungsstand unterschieden sowie die Zustimmung des Kreiswehrersatzamtes vorgesehen werden.

· Haben Wehrpflichtige 6 Jahre im Zivilschutz oder Katastrophenschutz mitgewirkt, so erlischt ihre Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. Endet die Mitwirkung aus Gründen, die nicht in der Person oder in dem Verhalten des Wehrpflichtigen liegen, vorzeitig, so ist die im Zivilschutz oder Katastrophenschutz zurückgelegte Zeit, soweit sie die Hälfte der Zeit nach Satz 1 übersteigt, anteilmäßig auf den Grundwehrdienst anzurechnen.

· Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, dem zuständigen Kreiswehrersatzamt das Vorliegen sowie den Wegfall der Voraussetzungen für die Nichtheranziehung von Wehrpflichtigen zum Wehrdienst anzuzeigen.

Für anerkannte Kriegsdienstverweigerer gilt § 14 des Zivildienstgesetzes (ZDG):

· Anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die sich vor Vollendung des 23. Lebensjahres mit Zustimmung der zuständigen Behörde auf mindestens 6 Jahre zum ehrenamtlichen Dienst als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz verpflichtet haben, werden nicht zum Zivildienst herangezogen, solange sie im Zivilschutz oder Katastrophenschutz mitwirken.

· Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, dem Bundesamt das Vorliegen sowie den Wegfall der Voraussetzungen für die Nichtheranziehung von anerkannten Kriegsdienstverweigerern zum Zivildienst anzuzeigen.

· Zeigt eine zuständige Behörde an, dass ein anerkannter Kriegsdienstverweigerer sich mit der Folge der Nichtheranziehung zum Zivildienst zur Mitwirkung als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz verpflichtet hat, so hat das Bundesamt dem anerkannten Kriegsdienstverweigerer mitzuteilen, dass er für die Dauer seiner Mitwirkung nicht zum Zivildienst herangezogen wird und von den in § 23 Abs. 2 ZDG bezeichneten Pflichten befreit ist.

· Haben anerkannte Kriegsdienstverweigerer 6 Jahre im Zivilschutz oder Katastrophenschutz mitgewirkt, so erlischt ihre Pflicht, Zivildienst zu leisten; das gilt nicht für den Zivildienst im Verteidigungsfall. Endet die Mitwirkung aus Gründen, die nicht in der Person oder in dem Verhalten des anerkannten Kriegsdienstverweigerers liegen, vorzeitig, so ist die im Zivilschutz oder Katastrophenschutz zurückgelegte Zeit, soweit sie die Hälfte der Zeit nach Satz 1 übersteigt, anteilmäßig auf den Zivildienst anzurechnen.

Voraussetzungen für die Freistellung vom Wehr- bzw. Zivildienst

· Die Zustimmung des Landratsamtes zu einer Verpflichtung erfolgt erst nach der Wehrerfassung unter bestimmten Voraussetzungen:

· Für die Freistellung vom Wehrdienst steht dem Landratsamt für jeden Geburtsjahrgang eine bestimmte Platzzahl zur Verfügung.

· Das 23. Lebensjahr darf noch nicht vollendet sein.

· Der Wehrpflichtige Helfer ist körperlich geeignet.

Die Zustimmung darf nicht erteilt werden für:

· ungediente Wehrpflichtige, denen bereits vor Eingang der Verpflichtungserklärung nach § 13 a Abs. 1 WPflG bei der zuständigen Behörde ein Einberufungsbescheid zugestellt oder eine bevorstehende Einberufung im Wege der Anhörung nach § 13 Abs. 3 Satz 1 der Musterungsverordnung oder der Vorbenachrichtigung nach § 21 Abs. 3 Satz 2 WPflG unter Angabe eines oder mehrerer Einberufungstermine schriftlich angekündigt worden ist, und zwar auch dann, wenn eine der vorstehenden Maßnahmen wegen Vorliegens einer Wehrdienstausnahme nicht wirksam geworden ist. Laut des Rundschreibens des Bundesinnenministeriums vom 05.01.01 ist die Zustimmung nicht mehr grundsätzlich zu versagen, vielmehr ist unter Bezugnahme auf § 1 Abs. 4 i.V.m. § 3 der Vereinbarung das Einvernehmen zur Zustimmung mit dem Kreiswehrersatzamt herbeizuführen. Dies gilt auch für die Freistellung vom Zivildienst.

· ungediente Wehrpflichtige, bei denen aufgrund ihrer Ausbildung oder Tätigkeit mit häufigem Ortswechsel zu rechnen ist, und die deshalb für den Katastrophenschutz nicht laufend zur Verfügung stehen;

· Reservisten, die für den Verteidigungsfall mobilmachungsbeordert sind;

· Beamte und Arbeitnehmer der Bundeswehr;

· hauptberufliche Mitarbeiter im Zivil- und Katastrophenschutz, die wegen ihrer Berufspflichten für den Dienst als Helfer im Katastrophenschutz nicht laufend zur Verfügung stehen.

Bei ungedienten Wehrpflichtigen, die Ärzte oder Studenten der Medizin sind, darf die Zustimmung bis auf weiteres für 270 Wehrpflichtige eines jeden Geburtsjahrgangs erteilt werden. Wehrpflichtige, die erst nach Erteilung der Zustimmung ein Medizinstudium aufnehmen, werden auf die Höchstzahlen angerechnet; die für die Zustimmung zuständige Behörde unterrichtet das Kreiswehrersatzamt.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verpflichtung gegenüber einer

Katastrophenschutzorganisation auch dann wirksam bleibt, wenn eine Wehrdienst- bzw.

Zivildienstbefreiung nicht eintritt oder nicht mehr vorliegt.

Wie wird ein Wehrpflichtiger bzw. Kriegsdienstverweigerer als Helfer im Katastrophenschutz freigestellt

1. Der vom Kreiswehrersatzamt Erfasste muss aktives Mitglied bei einer der am Ende des Merkblattes aufgeführten Organisation werden und dort die Probezeit absolviert haben.

2. Anschließend verpflichtet er sich gegenüber seiner Katastrophenschutzorganisation auf einem dort vorliegenden Freistellungsantrag auf mindestens 6 Jahre zur Mitarbeit.

3. Dieser Freistellungsantrag wird dann von der Organisation nach Befürwortung an das Landratsamt zur Entscheidung weitergeleitet.

4. Bevor das Landratsamt über die Zustimmung oder Ablehnung dieses Freistellungsantrags entscheidet, wird das Kreiswehrersatzamt bzw. das Bundesamt für den Zivildienst gehört.

5. Der Antragsteller und die Organisation werden dann über diese Entscheidung mit einem entsprechenden Bescheid durch das Landratsamt unterrichtet.

Ärztliche Untersuchung

Zur Feststellung Ihrer Tauglichkeit für den Dienst im Katastrophenschutz haben Sie sich, falls erforderlich, einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen.

Dauer der Verpflichtung

Der Gesetzgeber hat bestimmt, dass sich Helfer für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit zum Dienst im Katastrophenschutz verpflichten können. Eine Verpflichtung zum Dienst im Katastrophenschutz mit der Folge der Befreiung vom Wehrdienst bzw. vom Zivildienst ist aber nur möglich, wenn Sie sich mit Zustimmung des Landratsamts gegenüber einer Katastrophenschutzorganisation auf mindestens 6 Jahre zum Dienst im Katastrophenschutz verpflichtet haben.

Umfang der Mitwirkung

Durch die von Ihnen abgegebene Erklärung zum Dienst im Katastrophenschutz sind Sie gegenüber der Katastrophenschutzorganisation zu Dienstleistungen verpflichtet. Hierzu gehören insbesondere die örtlichen Ausbildungen und Einsätze sowie Lehrgänge auf Landes- oder Bundesebene.

Unfallversicherung

Während einer Dienstleistung im Katastrophenschutz sind Sie nach den für die Organisation geltenden Bestimmungen unfallversichert. Im Übrigen gilt die Reichsversicherungsordnung.

Arten der Ausbildung

Sie erhalten eine Allgemeinausbildung, eine Ausbildung in Erster Hilfe so wie eine Grundausbildung am Standort. Darüber hinaus werden Sie, soweit es im Rahmen des Fachdienstes erforderlich wird, auch an Ausbildungsstätten des Landes oder des Bundes eine Spezialausbildung erhalten. Die Ausbildung dient nur humanitären Zwecken.

Ausbildungspläne

Um persönliche Dispositionen treffen zu können und zur Sicherstellung einer geordneten Ausbildung erhalten Sie periodisch für einen bestimmten Zeitraum Ausbildungspläne, in denen die Termine, an denen Sie Dienst zu leisten haben, bindend festgelegt sind. Für die Beurlaubung vom Dienst im Katastrophenschutz bestehen Richtlinien.

Rechtsverhältnisse der Helfer im Katastrophenschutz

Die Rechtsverhältnisse der Helfer der öffentlichen und privaten Katastrophenschutz​organisationen richten sich nach den Vorschriften für die Katastrophenschutzorganisation, der Sie angehören. Soweit solche Vorschriften fehlen, gelten die Vorschriften für die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren entsprechend.

Arbeitnehmern dürfen aus dem Dienst im Katastrophenschutz keine Nachteile im Arbeits- bzw. Dienstverhältnis erwachsen.

Die in den Katastrophenschutzorganisationen tätigen Helfer sind dem Schutz des IV. Genfer Abkommens vom 12.08.1949 zum Schutz der Zivilpersonen in Kriegszeiten unterstellt.

Wohnsitzwechsel

Verlegen Sie Ihren Wohnsitz in einen anderen Stadt- oder Landkreis, so wirken Sie dort im Katastrophenschutz mit. Finden Sie keine Katastrophenschutzorganisation, die Sie aufnimmt, bzw. ist im neuen Landkreis kein Freistellungsplatz Ihres Jahrgangs vorhanden, wird dem Kreiswehrersatzamt bzw. dem Bundesamt für den Zivildienst mitgeteilt, dass Sie nicht mehr im Katastrophenschutz mitwirken.

Verletzung einer Dienstpflicht

Wer seiner Verpflichtung zur Dienstleistung im Katastrophenschutz zuwiderhandelt, verhält sich ordnungswidrig, was mit einer Geldbuße geahndet werden kann. Darüber hinaus kann auch in diesem Fall die Freistellung für den Katastrophenschutz aufgehoben werden.

